Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/747 


Sachgebiet 611 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Pohle, Dr. Kreile, von Bockel- 
berg, Leicht und Genossen 


betr. umsatzsteuerliche Behandlung ausländischer 
ständiger diplomatischer Vertretungen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche zwingenden Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, durch die Verordnung über die Erstattung von 
Umsatzsteuer an ausländische ständige diplomatische Mis- 
sionen und ihrer ausländischen Mitglieder vom 3. April 1970 
(BGBL I S. 316) eine Umsatzsteuerfreiheit für ausländische 
Diplomaten auszusprechen? Warum hat die Bundesregierung 
in dieser Frage einseitig eine nationale Regelung getroffen, 
anstatt sich, wie die frühere Bundesregierung, weiterhin um 
eine Gemeinschaftslösung für alle Mitgliedstaaten der EWG 
zu bemühen? 

2. Sind vor Erlaß der Umsatzsteuererstattungs- Verordnung die 
Regierungen der anderen Mitgliedstaaten der EWG über 
die Zweckmäßigkeit der beabsichtigten deutschen Regelung 
gehört worden? Wie haben diese Regierungen und die zu- 
ständigen Stellen der EWG auf das deutsche Vorgehen rea- 
giert bzw. welche Meinungsäußerungen und Erklärungen 
sind bis jetzt dazu bekannt geworden? 

3. Glaubt die Bundesregierung weiterhin, daß die eingeführte 
Vergünstigung lediglich eine Interimsregelung darstellt, 
oder hat sie inzwischen die Erkenntnis gewinnen müssen, 
daß die anderen Mitgliedstaaten der EWG, die keine oder 
weniger großzügige Vergünstigungen für Diplomaten ge- 
währen, durch die deutsche Regelung präjudiziert werden 
können? 

4. Auf welche Weise und nach welchen Grundsätzen will die 
Bundesregierung die Wahrung des Prinzips der Gegenseitig- 
keit sicherstellen, von dem die Anwendung der Vergünsti- 
gung abhängig ist? 
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5. Ist sidi die Bundesregierung bewußt, daß durch <He Verord- 
nung vom 3. April 1970 ein neuartiges Umsatzsteuerprivileg 
gesdiaffen worden ist, das zu Berufungen in anderen Fällen 
Anlaß geben kann? 

6. Ist sich die Bundesregierung darüber im Klaren, daß die 
Durchführung der neuen Steuervergünstigung beaditliche 
Verwaltungserschwerungen verursacht, und wie vereinbart 
die Bundesregierung diese Tatsache mit ihren wiederholt 
abgegebenen Erklärungen, das Steuerrecht und die damit 
verbundenen Verwaltungsfunktionen vereinfachen zu wol- 
len? 

7. Wie hoch sind die durch die Verordnung vom 3. April 1970 
entstehenden Steuerausfälle im Zeitraum der Finanzpla- 
nung? 

8. Glaubt die Bundesregierung, daß Befreiungsmaßnahmen bei 
der Ujiisatzsteuer der geeignete Weg sind, sich gegenüber 
dem Ausland einen „good will" zu verschaffen? 


Bonn, den 6. Mai 1970 
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